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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 14 AS 45/12 B 
 
L 3 AS 138/10 (Sächsisches LSG) 
S 17 AS 3477/09 (SG Dresden) 
 
 
 
…………………………………………………….., 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………………………, 
 
 

g e g e n 
 
 
Landkreis Bautzen - Rechts- und Kommunalamt -, 
Bahnhofstraße 9, 02625 Bautzen, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 
Der 14. Senat des Bundessozialgerichts hat am 26. Juli 2012 durch den Vorsitzenden  

Richter   Prof. Dr.  U d s c h i n g   sowie den Richter   Prof. Dr.  B e c k e r   und die  

Richterin   K r a u ß   

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Sächsischen 

Landessozialgerichts vom 9. Februar 2012 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in der angefochtenen Entscheidung 

des Landessozialgerichts (LSG) ist als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 1 iVm § 169 

Sozialgerichtsgesetz <SGG>). Der Kläger hat zur Begründung seiner Beschwerde keinen der in 

§ 160 Abs 2 SGG abschließend aufgeführten Zulassungsgründe (grundsätzliche Bedeutung, 

Abweichung oder Verfahrensmangel) gemäß § 160a Abs 2 Satz 3 SGG schlüssig dargelegt 

oder bezeichnet. 

 

Der Kläger stützt seine Beschwerde auf den Zulassungsgrund der grundsätzlichen Bedeutung 

der Rechtssache nach § 160 Abs 2 Nr 1 SGG. Die Darlegung der grundsätzlichen Bedeutung 

der Rechtssache erfordert die Formulierung einer bestimmten abstrakten Rechtsfrage, der in 

dem Rechtsstreit eine grundsätzliche, über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung beigemes-

sen wird (BSGE 40, 158 = SozR 1500 § 160a Nr 11; BSG SozR 1500 § 160a Nr 60). Eine 

grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache ist gegeben, wenn zu erwarten ist, dass die Revi-

sionsentscheidung die Rechtseinheit in ihrem Bestand erhalten oder die Weiterentwicklung des 

Rechts fördern wird. Daher ist aufzuzeigen, ob und inwieweit zu der aufgeworfenen Frage be-

reits Rechtsgrundsätze herausgearbeitet sind und in welchem Rahmen noch eine weitere Aus-

gestaltung, Erweiterung oder Änderung derselben durch das Revisionsgericht zur Entscheidung 

des vorliegenden Rechtsstreits erforderlich erscheint (vgl Krasney/Udsching, Handbuch des 

sozialgerichtlichen Verfahrens, 6. Aufl 2011, IX, RdNr 65 f).  

 

Diesen Anforderungen wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht. Der Kläger hat die Frage 

formuliert:  

 "Sind die im maßgeblichen Leistungszeitraum bereits kraft Gesetzes entstandenen 

bzw.  die am maßgeblichen Anrechnungsstichtag konkretisierten Steuern ebenfalls nach § 11 

 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 SGB II absetzbar." 

 

Unabhängig von den Anforderungen an eine klare Formulierung der Rechtsfrage hat der Kläger 

sich nicht mit der schon bestehenden Rechtsprechung zu der Berechnung des zu berücksichti-

genden Einkommens bei Selbstständigen nach § 3 Arbeitslosengeld II/Sozialgeld-Verordnung 

vom 17.12.2007 (BGBl I 2942) auseinandergesetzt, auf die seine Frage nach seinen 

Ausführungen in der Beschwerdebegründung im Kern abzielt (vgl dazu ausführlich BSG vom 

21.6.2011 - B 4 AS 21/10 R - BSGE 108, 258 = SozR 4-4200 § 11 Nr 39: Auflösung einer 

Ansparrücklage, RdNr 28 ff mwN). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung der §§ 183, 193 SGG.  
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